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LZ in Mon.
Anbieter 48 Zinsen

1) bonitätsabhängig

Trend: gleich bleibend

Weitere Informationen und Erläuterungen zum Thema

Ratenkredit:

Tipps für ein günstiges Darlehen

Quelle: Stand: 23.12.2021

www.aachener-zeitung.de/ratgeber/geld/
www.aachener-nachrichten.de/ratgeber/geld/

Oyak Anker Bank1 2,19 449,12
Deutsche Skatbank1 2,43 498,56
PSD Bank West 2,49 510,56
Degussa Bank1 2,70 554,24
DKB Deutsche Kreditbank 2,85 584,96
Hypovereinsbank1 3,19 655,04
Targobank1 3,45 708,80
ING 3,49 716,96
Norisbank1 3,70 760,64
Postbank1 3,79 779,36
Creditplus-Bank1 3,90 801,92
1822direkt1 3,99 820,64
Volkswagen Bank1 3,99 820,64
Schlechtester Anbieter1 8,99 1.862,72

Klimaschutz statt Kokskohle
VONHELMUT REUTER, HELGE TOBEN
UNDANDREAS LANDWEHR

BREMEN/PEKING/ESSEN Für den Kli-
maschutz müssen deutlich weniger
Treibhausgase in die Luft gepustet
werden, das ist unbestritten. Insbe-
sondere der Kohlendioxidausstoß
(CO2) muss weniger werden – und
hier ist vor allem auch die Industrie
gefragt. Die Stahlkonzerne haben
die Signale längst verstanden. Ob
Thyssen-Krupp, Salzgitter oder Ar-
celorMittal: Alle nehmen viele Mil-
liarden Euro in die Hand, um Schritt
für Schritt bis spätestens Mitte des
Jahrhunderts weitgehend klima-
neutral zu produzieren. Sollte das
gelingen, würden der Wirtschafts-
vereinigung Stahl zufolge immer-
hin bis zu sieben Prozent der deut-
schen CO2-Emissionen eingespart.

Noch deutlicher wird das im
kleinsten Bundesland Bremen, wo
ArcelorMittal in einem Werk Flach-
stahl produziert. „Das hat eine ex-
trem hohe klimapolitische Be-
deutung: Rund 50 Prozent der
CO2-Emissionen im Land Bremen
kommen vom Stahlwerk“, ver-
deutlicht Bremens Regierungschef
Andreas Bovenschulte (SPD) die Di-
mension. In demWerk werden jähr-
lich 3,5 Millionen Tonnen Flachstahl
produziert. Aus dem Schwesterwerk
in Eisenhüttenstadt in Brandenburg
kommen zwei Millionen Tonnen pro
Jahr hinzu.

ProTonneStahl zwei TonnenCO2

So weit, so gut – oder aus Umwelt-
sicht so schlecht: Denn pro Tonne
Stahl fallen im Schnitt bei der bis-
herigen Produktionsweise knapp
zwei Tonnen CO2 an. Das liegt am
Einsatz der Kohle, die deshalb im
Herstellungsprozess ersetzt wer-
den soll – zunächst noch teilweise
mit Gas, aber langfristig mitWasser-
stoff. Dazu werden Hochöfen stillge-
legt und durch sogenannte Elektro-
lichtbogenöfen mit vorgeschalteter
Spezialanlage, einer„Direktredukti-
onsanlage“ (DRI) zur Eisenerzvor-
behandlung, ersetzt.

„Der anstehende Technologie-
wechsel in der Stahlbranche ist ver-
gleichbar mit demWechsel vomVer-
brennermotor zum Elektroantrieb
in der Automobilindustrie“, umreißt
Reiner Blaschek die Mammutaufga-
be. DerVorstandschef der beiden Ar-
celorMittal-Werke in Bremen und
Eisenhüttenstadt nennt als Investi-
tionssumme einen Betrag von über
einer Milliarde Euro für den Um-
bau. Das entspreche im Normalbe-
trieb dem Investitionsvolumen von
20 Jahren an beiden Standorten.

Auch die Konkurrenten Salzgitter
und Thyssen-Krupp wollen in den
kommenden Jahren schrittweise

bestimmte Produktionsanteile von
Kokskohle auf die Nutzung„grünen“
Wasserstoffs umstellen. MitWasser-
stoff kann das Roheisen aus dem Ei-
senerz gewonnen werden, ohne dass
große Mengen des Treibhausgases
CO2 frei werden. Neben elementa-
rem Eisen, das dann für Stahllegie-
rungen weiterverwendet wird, bleibt
nur Wasserdampf übrig.

Deutschlands größter Stahler-
zeuger, Thyssen-Krupp, will bis
2045 Stahl klimaneutral herstellen
und den ersten
von vier Hoch-
öfen 2025 durch
eine DRI-Anlage
ersetzen, die mit
Wasserstoff arbei-
tet. Der Konzern
schätzt die Kos-
ten für die ers-
te Gesamtanlage
auf bis zu 1,2 Mil-
liarden Euro. 2030
soll eine weitere,
größere Anlage den zweiten Ofen
ersetzen. Bis dahin wird mit weite-
ren Investitionskosten in Höhe von
1,1 Milliarden Euro gerechnet. Wei-
tere 4,7 Milliarden Euro für die„grü-
ne Transformation“ werden danach
bis 2045 veranschlagt, insgesamt
also rund 7 Milliarden Euro.

Mitbewerber Salzgitter setzt auf
sein Projekt„Salcos“.Vor einem Jahr
überreichte die damalige Umwelt-
ministerin Svenja Schulze (SPD) ei-
nen Förderscheck von fünf Millio-
nen Euro, die in den Bau einer mit

Wasserstoff und Erdgas betriebe-
nen DRI-Anlage fließen. Bis 2050
soll nach Unternehmensangaben
die komplette Transformation der
konventionellen hin zu einer was-
serstoffbasierten Stahlerzeugung
bei Salzgitter in mehreren Stufen
umgesetzt werden. Damit könne die
Entstehung von CO2 in der Stahlpro-
duktion um bis zu 95 Prozent redu-
ziert werden, heißt es.

Doch schon vor einem Jahr sah
Niedersachsens Ministerpräsident

Stephan Weil
(SPD) zwei zen-
trale Fragen: „Wie
geht es und wer
bezahlt es?“ Die
erste Frage ist ge-
klärt, die zwei-
te beantwortet
der Präsident der
Wirtschaftsver-
einigung Stahl,
Hans Jürgen Kerk-
hoff, heute so:

„Damit der Einstieg in die Trans-
formation gelingt, braucht es einen
Paradigmenwechsel in der Ener-
gie- und Klimapolitik. Weg von im-
mer höheren Kostenbelastungen,
hin zu einem politischen Rahmen,
der die Bemühungen der Stahlun-
ternehmen zur Dekarbonisierung
sinnvoll unterstützt.“

Im Klartext: Wenn die Stahlbran-
che bei dem Umbau nicht aus-
reichend gefördert und entlastet
wird und sich die hohen Investiti-
onen nicht rechnen, dann kann es

auf dem Markt ein böses Erwachen
geben. Blaschek von ArcelorMittal
formuliert das so: „Wenn wir die-
se Investitionen nicht zum Fliegen
bringen, das heißt wettbewerbsfähig
gestalten, besteht die Gefahr, dass
wir auf der Strecke bleiben. Dann
droht der europäischen und deut-
schen Stahlindustrie ein Ausbluten
auf Raten.“

Und das liegt auch an China. Das
Land ist der größte Stahlhersteller
und -Exporteur der Welt. Seine Pro-
duktion überstieg im vergangenen
Jahr eine Milliarde Tonnen – ein An-
teil von 56 Prozent an der Weltpro-
duktion. 2020 exportierte China 51,4
Millionen Tonnen Stahl, importier-
te 37,9 Millionen. Der Großteil sei-
nes Stahls mit 58 Prozent wird in
der chinesischen Bauindustrie ver-
braucht. ZumVergleich: Europa pro-
duziert etwa 160 Millionen Tonnen
im Jahr, Deutschland etwa 40 Milli-
onen Tonnen.

China spielt großeRolle

China ist auch der größte Kohlendi-
oxidproduzent der Welt. Der Stahl-
sektor trägt zu 17 Prozent zu seinen
Emissionen bei – mehr noch als die
Energieproduktion. Um das erklär-
te Ziel Chinas zu erreichen, bis 2060
kohlendioxidneutral zu werden,
spielt die Stahlindustrie deswegen
eine Schlüsselrolle.

Bis es so weit ist, drängen die deut-
schen und europäischen Stahlher-
steller, die bereits mit den stetig

steigenden CO2-Preisen im Emissi-
onshandel kämpfen, auf faire Han-
delsbedingungen, die auch eine
„Green Border Tax“ beinhalten. Die
würde auf Stahlimporte erhoben,
die etwa aus China kommen und
bislang mit keinem Cent CO2-Ab-
gabe belastet werden.

Allerdings ist das in der Gesamtbi-
lanz auch politisch ein heikles Un-
terfangen, denn China ist unter an-
derem einer der Hauptabsatzmärkte
etwa für deutsche Autos. Kann also
sein, dass die Wettbewerbsfähigkeit
des grünen Stahls erstmal lange Zeit
auch vom deutschen und europäi-
schen Steuerzahler zum Schutz des
Klimas gesichert werden muss.

„Ein Teil der Fördergelder muss
vom Bund und von der europäi-
schen Ebene kommen, einen Teil
wird das Land kofinanzieren. Und
dazu sind wir absolut bereit“, sagt
etwa Bremens Bürgermeister, der in
seinem Stadtstaat„keinen Moment“
an einer politischen Mehrheit dafür
zweifelt: „Die Hütte gehört zu Bre-
men und Bremen zur Hütte.“

Wie zum Beweis erhalten Arce-
lorMittal und die beiden Energie-
konzerne swb und EWE an diesem
Mittwoch in Bremen schon mal ei-
nen Förderscheck von zehn Millio-
nen Euro an Landesmitteln aus dem
Bremen-Fonds. Das Geld ist für das
größte industrielle Wasserstoffpro-
jekt in Bremen bestimmt, das den
Einstieg in die Dekarbonisierung
der Stahlproduktion markiere, hieß
es zur Begründung.

Die Stahlbranche steht vor einem gigantischen Technologiewechsel, der Milliarden verschlingt. Das Ziel: „Green Steel“.

Bis zurMitte dieses Jahrhunderts wollen viele Stahlkonzerne klimaneutral produzieren. FOTO: DPA

STUTTGART Viele deutsche Mittel-
ständler sorgen sich mehr vor struk-
turellen Problemen wie einem Fach-
kräftemangel als vor den Folgen der
Corona-Pandemie. Das geht aus
dem am Sonntag von der Unter-
nehmensberatung Ernst & Young
veröffentlichten Mittelstandsbaro-
meter hervor. 54 Prozent werten die
Pandemie als Gefahr. 67 Prozent be-
fürchten einen drohenden Fachkräf-
temangel, 63 Prozent sorgen sich
um die hohen Rohstoffpreise. Wäh-
rend der Handel unter der Pandemie
leidet, sehen die chemisch-pharma-
zeutische Industrie und das Bauge-
werbe positiv in die Zukunft. (afp)

KURZNOTIERT

Mittelstand fürchtet
Fachkräftemangel

D ie Seite drei: Platz für Ihre
Selbstdarstellung! Gest-
runzt wird nicht? Ihre bes-

te Seite sollten Sie in Ihren Bewer-
bungsunterlagen trotzdem zeigen.
Aussagefähige Bewerbungsun-
terlagen sind Ihre Chance zu ei-
nem persönlichen Vorstellungs-
gespräch. Wer für die Darstellung
beruflicher Erfolge, besonderer
Kompetenzen und Fähigkeiten
mehr Platz braucht als es ein An-
schreiben oder der stichwortartige
Lebenslauf zulässt, der fügt nach
dem Bewerbungsanschreiben und
dem Lebenslauf eine sogenannte
dritte Seite hinzu.

Auf dieser Seite können Sie etwa
beschreiben, wie Sie sich während
der Zeit der Arbeitslosigkeit ehren-
amtlich engagiert haben und was
Sie dabei gelernt haben. Sie kön-
nen ausführlicher erläutern, wa-
rum Sie die Branche wechseln
und wie Ihre Kompetenzen trotz-
dem perfekt passen. Häufig fragen
Unternehmen oder Institutionen
nach einem Motivationsschreiben.
Auch Ihre Motivation für diese Be-
werbung kann auf einer dritten
Seite beschrieben werden. Sie be-
nötigen dazu Unterstützung? Spre-
chen Sie uns gerne an.

Ansprechpartner bei Fragen: Regio-
nalagentur Region Aachen (Koordinati-
on der Beratungsstellen Perspektiven im
Erwerbsleben), Telefon: 0241/9278721-
43, E-Mail: regionalagentur@regionaa-
chen.de; Agentur für Arbeit (Berufs-
beratung im Erwerbsleben), Telefon:
0241/897-1111, E-Mail: Aachen-Dueren.
Projekt-Ich@arbeitsagentur.de

RATGEBER

SERIE
Perfekt
bewerben

Zwei steuerliche Hinweise mit Bezug auf den Jahreswechsel
STEUERRATGEBER

D er Jahreswechsel steht be-
vor, und damit verbunden
sind regelmäßig Rechts-

und Gesetzesänderungen. Auf
zwei Änderungen mit steuerlichen
Auswirkungen soll heute ein Au-
genmerk gelegt werden.

Sonderabschreibung fürMiet-
wohnungsneubauten:Zum einen
möchte ich auf den Wegfall einer
steuerlich begünstigenden Vor-
schrift mit Ablauf des Jahres 2021
hinweisen. Es handelt sich um die
Sonderabschreibung für die An-
schaffung oder Herstellung neu-
er Mietwohnungen nach dem Ge-
setz zur steuerlichen Förderung
des Mietwohnungsneubaus, wel-
ches seit 2018 Anwendung findet.
Ohne ins Detail gehen zu wollen,
regelt die Vorschrift folgende Sach-
verhalte:
Begünstigt ist die Anschaffung
oder Herstellung von neuen Woh-
nungen sowohl im Neubau als
auch in Erweiterung bestehender
Gebäude. Diese Wohnungen müs-

sen ab dem Jahr der Anschaffung
oder Herstellung zehn Jahre lang
zu Wohnzwecken vermietet wer-
den. Die abschreibungsfähigen
Anschaffungs- oder Herstellungs-
kosten dürfen eine Obergren-
ze von 3000 Euro je qm Wohnflä-
che nicht überschreiten. Wird die-
se Grenze eingehalten, beträgt die
förderfähige Bemessungsgrund-
lage maximal 2000 Euro je qm
Wohnfläche. Die Sonderabschrei-
bung beträgt im Jahr der Anschaf-
fung oder Herstellung und den fol-
genden drei Jahren jährlich bis zu
fünf Prozent der Anschaffungs-
oder Herstellungskosten, zusätz-
lich zur normalen Abschreibung.

Somit können in den ersten vier
Jahren Abschreibungen bis zu 28
Prozent (4 x 2% Normal-Afa zzgl. 4
x 5% Sonder-Afa) in Anspruch ge-
nommen werden.
Eine weitere Voraussetzung zur In-
anspruchnahme der Sonderab-
schreibung ist, dass entweder der
Bauantrag oder die Bauanzeige vor
dem 01.01.2022 gestellt oder, falls
kein Bauantrag oder keine Bau-
anzeige notwendig ist, der Be-
ginn der Baumaßnahme vor dem
01.01.2022 erfolgt. Das Jahr der
Fertigstellung ist nicht entschei-
dend. In Fällen der Anschaffung
ist die Vorschrift anwendbar, wenn
diese bis zum Ende des Jahres der
Fertigstellung erfolgt.
Ein Beispiel: Der Bauantrag für ei-
nen ansonsten begünstigten Neu-
bau ist vor dem 01.01.2022 gestellt,
die Fertigstellung der Baumaßnah-
me erfolgt in 2023. Es muss die An-
schaffung bis zum Ende des Jahres
2023 erfolgen.
Der 01.01.2022 ist für die Anwen-
dung der Vorschrift ein unabding-

bares Datum. Ist diese Hürde je-
doch erfolgreich genommen, soll-
te ein weiterer Zeitpunkt nicht
unbeachtet bleiben. Dies ist das
Jahr 2026, denn in diesem Jahr ist
die Sonderabschreibung letztma-
lig berücksichtigungsfähig. Wie zu
Beginn erwähnt, umfasst der För-
derzeitraum das Jahr der Anschaf-
fung oder Herstellung und die fol-
genden drei Jahre. Somit ist er fix
auf vier aufeinanderfolgende Jah-
re bestimmt. Bei Beginn dieses
Zeitraums im Jahr 2022 oder 2023
kann dieser vollständig ausge-
schöpft werden, da noch vier auf-
einanderfolgende Jahre der Inan-
spruchnahme verbleiben. Ab 2024
reicht der Zeitraum bis 2026 je-
doch nicht mehr aus. Ab dann fällt
jährlich ein Jahr des Förderzeit-
raums wegen Fristablauf in 2026
weg und die Förderung verliert
mehr und mehr an Vorteil.

Arbeitszeiten vonMinijobbern:Ein
ganz anderes Thema, jedoch auch
mit erheblicher Tragweite, auf das

an dieser Stelle hingewiesen wer-
den sollte.
Wie bereits aus den Medien wohl
allen bekannt, ändert sich zum
01.01.2022 die Höhe des Mindest-
lohns. Ab 01.01.2022 steigt dieser
von 9,60 Euro auf 9,82 Euro und
zum 01.07.2022 weiter auf 10,45
Euro. Dies hat Auswirkung auf Ar-
beitsverträge und Entgelte; auch
im Bereich der geringfügig Be-
schäftigten, den sogenannten Mi-
nijobbern. Die Entgeltobergrenze
für diese Beschäftigten beträgt 450
Euro pro Monat. Aufgrund des bis-
herigen Mindestlohns konnten die
Minijobber 46 Stunden pro Monat
bis zum Erreichen dieser Grenze
arbeiten. Im ersten Halbjahr 2022
sinkt diese maximale Arbeitszeit
um eine Stunde auf 45 Stunden
monatlich und ab dem 01.07.2022
nochmals auf 43 Stunden. Die An-
passung von Arbeitszeiten und Ar-
beitsverträgen sind deshalb gerade
in diesem Bereich äußerst wichtig.

wirtschaft@medienhausaachen.de

„Wennwir diese
Investitionennicht zum
Fliegenbringen, das

heißtwettbewerbsfähig
gestalten, besteht die
Gefahr, dasswir auf
der Streckebleiben.“

Reiner Blaschek,
VorstandschefArcelorMittal


